Zusätzliche Vertragsbedingungen für EDV-Leistungen

des Bischöflichen Generalvikariates Fulda

1. Auftragserteilungsverfahren

(1)
Gegenstand des Auftrags sind die in der formgerecht zustande gekommenen Vertragsfassung bezeichneten EDV-Leistungen, insbesondere Hard- und Softwaresysteme einschließlich Benutzungsanleitung, Quellcode, Herstellerdokumentation sowie sonstige zugehörige Materialien. Soweit im Einzelfall zutreffend, gelten als Vertragsgegenstand auch sonstige EDV-Leistungen (z. B. Beratungsleistungen) und EDV-Lieferungen oder Nutzungsrechte an EDV-Systemen (Hard- und Software). Für alle vorgenannten Vertragsleistungen steht nachfolgend der Begriff “EDV-Leistung”. Die Einzelheiten ergeben sich aus dem Text des Vertrages und - soweit dort festgelegt -  aus den als Anlage des Vertrages einbezogenen Unterlagen.

(2)
Die EDV-Leistung wird vom Unternehmer (nachfolgend „Hersteller“ genannt) entsprechend der im Vertrag bezeichneten Art und Qualität oder nach vergleichbaren Leistungsbeschreibungen erbracht. Das Pflichtenheft, oder eine sonstige Leistungsbeschreibung, wird vom Hersteller unter Beachtung etwaiger Informationen und Vorgaben des Bestellers (nachfolgend „Anwender“ genannt) erstellt. Soweit dies im Einzelfall vereinbart ist, kann die Leistungsbeschreibung vom Anwender oder Dritten unter angemessener Beratung durch den Hersteller erstellt werden. Das Pflichtenheft, oder die sonstige Leistungsbeschreibung, ist Bestandteil des Vertrages. Diese Unterlagen sollen diesem in der Regel beigefügt werden. 
(3)
Die Zusätzlichen Vertragsbedingungen sind dem Hersteller ausgehändigt worden. Ihre Kenntnis und Prüfung wird vom Hersteller durch die Unterschrift auf dem Vertrag bestätigt. Der Vertrag ist schriftlich auszufertigen, wobei gegebenenfalls von beiden Vertragsparteien die veröffentlichten Bestimmungen des Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes (KVVG) für die Diözese Fulda (Hessischer Staatsanzeiger 1979, S. 1450 ff.; HessStAnz. 1996, S.216 f.; ThürStAnz. 1997, S. 359 ff.) zu beachten sind.

2. Vertragsbestandteile
(1)
Die Zusätzlichen Vertragsbedingungen für EDV-Leistungen des Bischöflichen Generalvikariates Fulda sind Grundlage des Herstellerangebotes und werden mit der Auftragserteilung Bestandteil des Vertrages. 


Bei Widersprüchen in den Vertragsbestimmungen gelten nacheinander in folgender Reihenfolge:


a)
der Inhalt der nach den kirchlichen Vertretungsregelungen (KVVG) zustande gekommenen Vertrags- oder Auftragsfassung (vgl. Ziff. 1 Abs. 3 oben);

b)
die Leistungsbeschreibung des Angebots, einschließlich Preisangaben und ausgehandelten Bedingungen, jedoch ohne etwaige Bezugnahmen auf allgemeine Vertragsbedingungen des Herstellers.

c)
diese Zusätzlichen Vertragsbedingungen für EDV-Leistungen des Bischöflichen Generalvikariates Fulda;

d)
etwaige rechtlich verbindliche Bestimmungen und technische Vorschriften des Pflichtenheftes oder vergleichbare Vertragsunterlagen;

e)
allgemeine technische Vorschriften und DIN-Normen für Leistungen der vereinbarten Art;

f)
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über den Werkvertrag oder ggf. über den Kauf- oder Dienstvertrag, wenn sich die betreffende EDV-Leistung dem jeweiligen Rechtsgeschäfts- oder Vertragstyp eindeutig zuordnen lässt. 

(3)
Dem Angebot beigefügte Geschäftsbedingungen oder sonstige einbezogene Auftragsbedingungen des Herstellers gelten als nicht vereinbart.

3. Fertigstellung, Termine, Installation und Einweisung

Die EDV-Leistung einschließlich vollständiger Benutzungsanleitung ist bis zu dem im Auftragstext oder in sonstiger Schriftform vereinbarten Termin fertigzustellen und störungsfrei für die Praxis verwendbar zu installieren. Zum Leistungsumfang gehören auch alle sonstigen Nebenleistungen, die zur Erbringung einer dem Vertragszweck entsprechenden störungsfrei funktionierenden Leistung dieser Art erforderlich sind. Vertraglich eingeschlossen ist auch, dass nach Installation der Hard- oder Softwaresysteme der Hersteller mindestens zwei Mitarbeiter des Anwenders in die Benutzung des Systems einweist. 

Die Einweisung erfolgt im Hause des Anwenders und umfasst eine für die Art und den Umfang angemessene übliche Zeitstundenzahl. Auf Wunsch des Anwenders hat der Hersteller die Einweisung zu wiederholen oder zu intensivieren. Diese zusätzliche Zeit für die Wiederholung der Einweisung ist gesondert zu vergüten, vorausgesetzt sie wurde nach den Regeln des kirchlichen Vertretungsrechtes vereinbart.
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4. Vergütung

(1)
Die dem im Auftrag genannten Gesamtpreis zu Grunde liegenden Einheitspreise sind Festpreise. Wird eine Preisgleitklausel vereinbart, hat diese Vorrang. 

(2)
Der Gesamtpreis ist der vertragliche Preis, auch wenn im Angebot der Teilbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Produkt aus Einheitspreis und Mengenansatz entsprechen sollte. Im Zweifel sind die vereinbarten Einheitspreise sowie der daraus gebildete Gesamtpreis Bruttopreise (incl. MwSt.). (In der Regel ist die gezahlte Mehrwertsteuer bei kirchlichen Auftraggebern Aufwand.)

(3)
Wird ein Pauschalpreis vereinbart, so sind durch diesen Preis sämtliche für die Erbringung einer einwandfreien und in der Praxis störungsfrei nutzbare EDV-Leistung erforderlichen Leistungen abgegolten, unabhängig davon, ob eine erforderliche Leistung in den Vertragsunterlagen erwähnt war oder nicht. Im Übrigen gilt nachfolgende Ziff. 5. 

(4)
Wird ein Pauschalpreis für den gesamten Leistungsumfang ausgewiesen, ist dieser im Zweifel als Bruttopreis einschl. MwSt. vereinbart, soweit nicht ausdrücklich eine Ausweisung als Nettopreis zzgl. MwSt. erfolgt.

5. Nachträgliche Änderungen, Mitwirkungspflichten
(1)
Kleinere Änderungen des vertraglichen Leistungsumfangs des Anwenders, die weder den Funktionsumfang, die Systemstruktur, die Bildschirmgestaltung noch sonstige Funktionsmerkmale des Vertragsgegenstandes wesentlich verändert haben, sind mit dem vereinbarten Gesamtpreis oder Pauschalpreis abgegolten, selbst wenn diese auf Änderungswünschen des Anwenders beruhen. Darüber hinaus gehende Änderungswünsche des Anwenders, die eine Abweichung vom ursprünglichen Vertragsinhalt darstellen, insbesondere nicht mit dem Pflichtenheft oder der sonstigen Leistungsbeschreibung übereinstimmen, muss der Hersteller nicht berücksichtigen. Soll eine solche Änderung dennoch erfolgen, kann der Hersteller eine Zusatzvergütung nur fordern, wenn über diese gewünschten wesentlichen Leistungsänderungen vorher ein Zusatzangebot mit Preisen schriftlich angenommen wurde. Die Annahme des Angebotes über Zusatzleistungen durch den Anwender richtet sich nach den Vorschriften des Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes. Im Falle der Annahme gelten die Vorschriften dieser Zusätzlichen Vertragsbedingungen entsprechend.

(2)
Für Nachtragsangebote wird der Hersteller die neuen Preise auf der Grundlage der Preisermittlung des Hauptauftrages bilden. Er hat hierfür auf Verlangen seine Preisermittlungen für diese Preise offenzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(3)
Die Mitwirkungspflicht des Anwenders bei Auftragsdurchführung umfasst insbesondere die Bereitstellung der für die Leistungserbringung erforderlichen Informationen EDV-technischer und projektorganisatorischer Art (Hardware und Betriebssysteme, eingesetzte Standartsoftware, Organisationspläne usw.) sowie ggf. das Verfügbarmachen der Hardware, auf der Programme später eingesetzt werden sollen. 

(4)
Sofern der Hersteller dem Anwender Entwürfe, Leistungsbeschreibungen, Textversionen oder ähnliches vorlegt, hat dies so zu geschehen, dass dies auch ein zwar in EDV-Anwendungen ungeübter aber im vorgesehenen Anwendungsbereich fachlich erfahrener Mitarbeiter prüfen und beurteilen kann. Die vorgelegten Entwürfe, Programmtestversionen oder ähnliche Unterlagen sind vom Hersteller den genannten Mitarbeitern des Anwenders zu erläutern und etwaige Reklamationen, Änderungswünsche oder sonstige relevante Feststellungen in einer vom Hersteller erstellten und von dem zuständigen Mitarbeiter des Anwenders gegengezeichneten Niederschrift festzuhalten.

(5)
Sämtliche Unterlagen und Materialien, die einer Vertragspartei von der Gegenpartei für die Durchführung des Auftrags überlassen werden, sind pfleglich zu behandeln und dürfen nur für den Eigenbedarf vervielfältigt, jedoch Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Sie sind der anderen Vertragspartei einschließlich der angefertigten Vervielfältigungsstücke zurückzugeben, sobald sie für die Leistungserbringung nicht mehr benötigt werden.

6. Dokumentation und Weiterverwertung

(1)
Soweit sich der Vertragsgegenstand ausschließlich oder teilweise auf die Herstellung von Software bezieht, ist der Hersteller verpflichtet, soweit nichts anderes vereinbart wurde, neben der Überlassung des ablauffähigen Programms einschließlich Benutzerdokumentation auch die dem Programm entsprechenden Quellcodes in der dem Pflichtenheft zu entnehmenden höheren Programmiersprache zu überlassen. Zum Quellcode zählt nicht nur der reine Programmiercode, sondern auch eine diese erläuternde Dokumentation deren Mindestumfang so zu bemessen ist, dass nach angemessener Einarbeitungszeit ein Verständnis des Aufbaus und der Arbeitsweise des Programms ermöglicht wird.


Die entsprechende Dokumentation kann teilweise im Quellcode (Kommentarzeilen) enthalten sein, darf sich jedoch nicht allein hierauf beschränken, sondern muss zumindest einen zusammenhängenden Gesamtüberblick in Schriftform umfassen.

(2)
Soweit Rechte Dritter nicht verletzt werden, darf der Anwender die vereinbarungsgemäß mit Quellcode überlassene Software in jeder Form weiterentwickeln, nutzen, sowie an Dritte veräußern. Zu diesem Zwecke überträgt der Hersteller als Urheber dem Anwender für alle zur Zeit bekannten Nutzungsarten 
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ein ausschließliches, übertragbares, unwiderrufliches und unbeschränktes Nutzungsrecht. Die Übertragung des Nutzungsrechtes ist mit der Gesamtvergütung des Auftrages abgegolten.

(3)
Der Hersteller ist nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Anwenders berechtigt, die Software oder einzelne, nicht nur unwesentliche Werkteile davon in veränderter oder unveränderter Form selbst zu benutzen, oder an Dritte weiterzugeben. Der Anwender wird die Zustimmung erteilen, sofern dem keine wichtigen Gründe entgegenstehen, insbesondere keine Preisgabe von Geheimnissen an den Dritten zu befürchten ist und eine Vereinbarung über eine angemessene Vergütung getroffen wird. Bei einer entgeltlichen Überlassung an Dritte richtet sich die dem Anwender zuzuerkennende Vergütung nach der Höhe des vom Herstellers dem Dritten abverlangten Überlassungsentgeltes.

7. Abnahme

(1)
Die Abnahme erfolgt nach Fertigstellung der vertraglichen Gesamtleistung und erfolgter Ersteinweisung. Insbesondere wenn Software zu liefern ist, erfolgt die Abnahme nach der Installation der Software auf der Hardware des Anwenders oder eines vom Anwender benannten Dritten sowie Erfüllung der Ersteinweisung (Ziff. 3.). Die Abnahme erfolgt gemäß dem nachstehend beschriebenen förmlichen Verfahren, das mit einem schriftlichen Antrag des Herstellers auf Abnahme eröffnet wird. Eine Abnahme ist auch für alle übrigen Leistungen des betreffenden Vertrages erforderlich, wenn dieser unter anderem eine Werk- oder Dienstvertragsleistung zum Gegenstand hat. 

(2)
Zu dem auf Grund des Antrags vereinbarten Abnahmetermin weist der Hersteller durch angemessene Abnahmetests das Vorhandensein der zugesicherten Eigenschaften sowie der wesentlichen vertraglich zu erfüllenden Leistungsergebnisse nach. Auf Verlangen des Anwenders sind für einen Abnahmetest von ihm bereitgestellte Testdaten zu verwenden, sowie bestimmte Arten zusätzlicher Tests durchzuführen, die er für notwendig hält, um das Leistungsergebnis praxisnah zu prüfen. Hat die EDV-Leistung die Abnahmetests bestanden, so dass die EDV-Leistung in der Praxis störungsfrei für die vertraglichen Anwendungszwecke eingesetzt werden kann, ist der Anwender auf Verlangen des Herstellers verpflichtet, eine schriftliche Abnahmeerklärung abzugeben. Gegebenenfalls festgestellte kleinere Mängel sind in der Abnahmeerklärung festzuhalten und unverzüglich nach dem Stand der Technik im Rahmen der Vertragserfüllung vom Hersteller zu beseitigen.

(3)
Die Abnahme darf nicht wegen unerheblicher Mängel, welche die vorgesehene vertragliche Anwendung der EDV-Leistung nicht wesentlich behindern, verweigert werden. Der Hersteller kann zur Abgabe der Abnahmeerklärung eine angemessene Frist setzen, nach deren Ablauf die EDV-Leistung als abgenommen gilt. Dies ist ausgeschlossen, wenn die Frist aus Gründen verstreicht, die der Anwender nicht zu vertreten hat.

(4)
Jede andere von den vorgenannten Bestimmungen abweichende Art der Abnahme (sonstiger Anwendungstest, Entgegennahme von Teilleistungen; tatsächliche Benutzung der EDV-Leistung oder Teile davon; oder vorbehaltlose Zahlungen bzw. Schlusszahlungen) gelten nicht als Abnahme. Kommt nach Zugang des Abnahmeantrags des Herstellers ein Abnahmetermin nicht zustande, so gilt der 21. Werktag nach Eingang des Abnahmeantrags als vereinbarter Abnahmetermin, vorausgesetzt, der Hersteller hat an diesem Termin seine Mitwirkung an der Abnahme zugesagt.

8. Gewährleistung
(1)
Dem Anwender stehen für alle erbrachten Leistungen des Herstellers die gesetzlichen Gewährleistungsrechte nach Werkvertragsrecht zu (§ 634 BGB n. F.). Mängelansprüche verjähren innerhalb von 2 Jahren seit Abnahme der Gesamtleistung, soweit nicht eine längere gesetzliche Frist in Betracht kommt. 

(2)
Ist der Hersteller zur Nacherfüllung nicht bereit oder nicht in der Lage, oder schlägt sie aus sonstigen von ihm zu vertretenden Gründen fehl, oder verzögert sie sich über eine vom Anwender gesetzte angemessene Frist hinaus, so ist der Anwender berechtigt, nach seiner Wahl die übrigen in § 634 BGB n. F. genannten Gewährleistungsrechte geltend zu machen. 

(3)
Soweit innerhalb der Gewährleistungsfrist dem Hersteller Mängel schriftlich mitgeteilt worden sind, wird die Gewährleistungsfrist hierdurch gehemmt, bis die mitgeteilten Mängel beseitigt sind, oder der Hersteller mitteilt, dass er zur Mängelbeseitigung nicht in der Lage ist, oder er Gewährleistungsansprüche für die geltend gemachten Mängel ablehnt.


Sonstige Tatbestände zur Fristhemmung oder Neubeginn des Fristlaufes bleiben unberührt.

(4) Für Mängelbeseitigungsleistungen (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) gilt ebenfalls eine Gewährleistungsfrist von 2 Jahren seit Beendigung der Mängelbeseitigung.
(5) Vorstehende Absätze 1 bis 4 gelten für alle EDV-Leistungen eines Auftrages einheitlich, soweit dieser auch eine Werkvertragsleistung zum Inhalt hat. Bei Verträgen, die ausschließlich Dienstleistungen oder den Kauf von EDV-Leistungen zum Gegenstand haben, gilt das gesetzliche Gewährleistungsrecht für Verträge dieser Art. 
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9. Haftung, Kündigung, Vertragsstrafe
(1)
Für Schäden wegen Rechtsmängel der EDV-Leistung, insbesondere wegen Verletzungen von Urheberrechten Dritter, haftet der Hersteller unbeschränkt und wird den Anwender auch von Ansprüchen Dritter freistellen. 

(2)
Gleiches gilt, sofern der EDV-Leistung eine zugesicherte Eigenschaft fehlt, oder wenn bei Folgeschäden aus Sachmängeln die Schadensursache auf Vorsatz oder Fahrlässigkeit des Herstellers, einschließlich seiner Vertreter oder Erfüllungsgehilfen, beruht.

(3)
Im Falle einer von ihm zu vertretenden Unmöglichkeit der Leistungserbringung haftet der Hersteller auf Ersatz aller typischerweise eintretenden Schäden. Das gleiche gilt, soweit der Hersteller eine vertragliche Pflicht verletzt.

(4)
In den Fällen des vorgenannten Absatzes 3, oder wenn in Bezug auf den Hersteller Insolvenzantrag gestellt worden ist, hat der Anwender neben dem Schadensersatzanspruch auch das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist und ohne Erfüllung weiterer Voraussetzungen zu kündigen oder den Rücktritt zu erklären. Wird aus diesen von dem Hersteller zu vertretenden Gründen gekündigt oder der Rücktritt erklärt, so sind nur die bis dahin erbrachten abgeschlossenen und nachgewiesenen Leistungen zu vergüten, soweit sie vom Anwender verwertet werden.

(5)
Wird der Vertrag aus einem Grund beendet, den der Anwender zu vertreten hat, so erhält der Hersteller die volle Vergütung abzüglich ersparter Aufwendungen; diese werden pauschal mit 60 % der Vergütung für die vom Hersteller noch nicht erbrachten vertraglichen Leistungen festgelegt. Der Anwender kann darüber hinaus eine höhere Ersparnis nachweisen und geltend machen. Hersteller und Anwender sind in jedem Beendigungsfall verpflichtet, einander Auskünfte zu erteilen und diese zu belegen, soweit dies notwendig ist, um die Höhe des Vergütungsanspruchs und der Aufwandsersparnis zu bemessen. Die Möglichkeit zur Kündigung nach § 649 BGB bleibt im Übrigen unter entsprechender Anwendung der vorgenannten Voraussetzungen zur Ermittlung des Vergütungsanspruchs und der ersparten Aufwendungen unberührt.

(6)
Kommt der Auftragnehmer mit der Einhaltung vereinbarter Termine in Verzug, so steht dem Auftraggeber entsprechend der §§ 339 ff. BGB eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % der Bruttoauftragssumme pro Werktag, höchstens jedoch insgesamt 10 % der Bruttoauftragssumme zu. Die Obergrenze kann auf Antrag des Herstellers durch Gerichtsurteil nach billigem Ermessen neu festgesetzt werden. Der Vorbehalt der Vertragsstrafe kann auch nach Abnahme bis zur Schlusszahlung geltend gemacht werden. Weitergehende Schadensersatzansprüche werden durch die Vertragsstrafe nicht ausgeschlossen.

10. Haftpflichtversicherung
Zur Sicherung etwaiger Ersatzansprüche des Anwenders aus diesem Vertrag unterhält der Hersteller eine Haftpflichtversicherung in Höhe von mindestens 250.000,- Euro für Personenschäden und 100.000,- Euro für Sach- und sonstige Schäden.

Auf Verlangen des Anwenders ist der Hersteller während des Zeitraumes der Auftragsabwicklung verpflichtet, den Nachweis laufender Beitragszahlungen an seine Haftpflichtversicherung zu erbringen.

11. Geheimhaltungspflichten
Die Vertragspartner werden alle Informationen vertraulich behandeln, die ihnen im Rahmen der Abwicklung dieses Vertragsverhältnisses durch den jeweils anderen Partner zugänglich gemacht werden. Die Geheimhaltungs- und Vertraulichkeitspflichten gelten mindestens für 3 Jahre über das Vertragende hinaus. Auf Anforderung wird der Hersteller dem Anwender nachweisen, dass die mit dem Projekt betrauten Mitarbeiter arbeitsrechtlich zur entsprechenden Geheimhaltung und Herausgabe von Unterlagen bei Beschäftigungsende verpflichtet sind. 

12. Geltung von technischen Normen

(1)
Entstehen im Rahmen der Abwicklung dieses Vertragsverhältnisses zwischen den Vertragsparteien Uneinigkeiten über den Inhalt EDV-technischer Begriffe, Symbole, Qualitätserfordernisse, Formatanforderungen oder sonstige Qualifizierungen, gilt die Einhaltung der jeweiligen zur Zeit des Vertragsschlusses geltenden Normen für Leistungen dieser Art, insbesondere die DIN-Normen als vereinbart.

(2)
Wird eine Norm nach Vertragsschluss, aber vor Beendigung der Erbringung der EDV-Leistung geändert, ist der Hersteller im Rahmen des Zumutbaren gehalten, die Anforderungen der neuen Norm zu berücksichtigen. Wesentliche Änderungen des Leistungsumfanges muss er nicht vornehmen, soweit dies nur durch einen nicht unerheblichen, zeitlichen oder finanziellen Mehraufwand zu erreichen ist. Er wird jedoch den Anwender von wesentlichen Änderungen schriftlich in Kenntnis setzten. Ziffer 5. dieser Zusätzlichen Vertragsbedingungen gilt entsprechend.
13. Subunternehmer
(1) Es ist dem Hersteller grundsätzlich nicht gestattet, die Erfüllung der Vertragsleistungen insgesamt oder hinsichtlich einzelner Teilleistungen an Subunternehmer zu übertragen. Sollte eine Beauftragung Dritter notwendig werden, ist die vorherige schriftliche Genehmigung des Anwenders einzuholen. 
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Hierzu muss der Hersteller dem Anwender den Namen und die genaue Anschrift des in Betracht kommenden Subunternehmens mitteilen, sowie Auskunft über dessen Fähigkeit zur ordnungsgemäßen Leistungserbringung und über seine Bonität geben. Den Anwender trifft keine Pflicht, die gewünschte Genehmigung zu erteilen.
(2)
Soweit die Einschaltung eines Subunternehmers vom Anwender genehmigt wird, haftet der Hersteller neben diesem als Gesamtschuldner. Gleichgültig ist dabei, ob der Hersteller zu einer Kontrolle und Überwachung des Subunternehmers verpflichtet oder in der Lage war oder nicht. 

14. Projektgemeinschaft und Zusammenarbeit mit Dritten
(1)
Die Federführung für eine etwaige Kooperation oder Projektgemeinschaft mit anderen Auftragsbeteiligten im Rahmen dieses Vertrages übernimmt der im Auftrag benannte Hersteller. Dieser vertritt die Projektgemeinschaft gegenüber dem Anwender und Dritten. 

(2)
Für die Erfüllung aller vertraglichen Verpflichtungen aus diesem Auftrag haftet jedes Mitglied der Projektgemeinschaft dem Anwender auch nach ihrer Auflösung gesamtschuldnerisch. Der Anwender kann an jedes Mitglied der Projektgemeinschaft Zahlungen mit befreiender Wirkung leisten. Dies gilt auch nach einer Auflösung der Projektgemeinschaft.

15. Abrechnung/Sicherheitsleistungen
(1)
Vereinbarte Abschlagszahlungen werden jeweils bis zur Höhe von 90 % der Bruttoauftragssumme angewiesen. Vorbehaltlich nachfolgender Absätze 2 bis 5 erfolgt Zahlung des restlichen Betrages nach Prüfung der Schlussrechnung durch den Anwender. 

(2)
Der Hersteller hat für die ordnungsgemäße Ausführung der Leistung und Sicherstellung von Gewährleistungs- und Schadensersatzansprüchen in Höhe von 5 % der Auftragssumme Sicherheit zu leisten. 

(3)
Soweit vom Hersteller keine andere Art der Sicherheitsleistung angeboten wird, erfolgt diese durch Einbehalt von der Schlusszahlung. Handelt es sich bei dem kirchlichen Anwender um eine öffentlich- rechtliche Körperschaft, so ist der einbehaltene Betrag auf ein eigenes Verwahrgeldkonto zu nehmen. Der Betrag wird nicht verzinst. 

(4)
Sicherheitsleistung durch Bürgschaft setzt voraus, dass der Hersteller eine nicht mit sonstigen beschränkenden Bedingungen versehene unbefristete selbstschuldnerische Bürgschaftsurkunde einer in Deutschland ansässigen Bank oder Sparkasse vorlegt. 

(5)
Die Bürgschaftsurkunde wird auf Verlangen zurückgegeben, wenn nach 3 Jahren seit Abnahme keine Gewährleistungsansprüche mehr bestehen und die in dieser Frist erhobenen Ansprüche auf Schadenersatz oder auf Erstattung von Überzahlungen erfüllt worden sind. Durch die Rückgabe der Urkunde werden etwaige Ansprüche nicht berührt. 

16. Abtretungen
Forderungen des Herstellers aus diesem Auftragsverhältnis gegen den Anwender können nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Anwenders abgetreten werden. 

17. Überzahlungen
(1)
Bei Rückforderungen des Anwenders aus Überzahlungen (§§ 812 ff. BGB) kann sich der Auftragnehmer nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen.

(2)
Im Falle der Überzahlung hat der Hersteller den zu erstattenden Betrag - ohne Umsatzsteuer - vom Empfang der Zahlung an mit dem gesetzlichen Zinssatz zu verzinsen (§ 288 BGB); §197 BGB findet Anwendung.

18. Auftragsänderung, Auftragserweiterung
Die vorstehenden Zusätzlichen Vertragsbedingungen - Ziffer 1. bis Ziffer 17. - gelten in gleicher Weise für Auftragsänderungen, für Auftragserweiterungen und Auftragsnachträge. Diese bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. Die weiteren Formerfordernisse und die Genehmigungspflicht nach der folgenden Ziffer 19. bleiben unberührt.
19. Genehmigungsvorbehalte
Auf das geltende Gesetz über die Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens in der Diözese Fulda (vgl. Ziff. 1, Absatz 3) wird ausdrücklich hingewiesen. Nach Maßgabe der genannten Vorschriften (insbesondere §§ 14 und 17 Kirchenvermögensverwaltungsgesetz für die Diözese Fulda) bedürfen Willenserklärungen kirchlicher Rechtspersonen zu ihrer Rechtsgültigkeit der dort genannten Voraussetzungen und gegebenenfalls der kirchenaufsichtsrechtlichen Genehmigung. 

